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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Wahlen

Wahlen in kantonale Parlamente

Noch im September 2013, also im Vorjahr der anstehenden Zuger Kantonsratswahlen
2014, hatten die Zugerinnen und Zuger eine neue Sitzverteilung nach dem System des
Doppeltproporzverfahrens – dem so genannten doppelten Pukelsheim – angenommen.
Gleichzeitig mit dem neuen Verfahren wurden Wahlquoren eingeführt: Das neue
Wahlverfahren bringt zwar eine Verbesserung hinsichtlich der Repräsentation des
Wählerwillens, kann aber auch zu einer Zersplitterung des Parteiensystems mit
zahlreichen kleinen Parteien führen, die mit dem Verfahren grössere Erfolgschancen
haben. Um dies zu verhindern wird mit dem doppelten Pukelsheim in der Regel eine
Erfolgshürde eingebaut. Im Kanton Zug muss eine Partei 5 Prozent der Stimmen in
einem Wahlkreis oder 3 Prozent im gesamten Kanton erhalten, um Anspruch auf einen
Sitz zu haben. Gegen diese Hürden regte sich in Zug allerdings Widerstand. Die
Piratenpartei Zentralschweiz legte Mitte Juni 2014 beim Regierungsrat Beschwerde
gegen die Anwendung der Hürde ein. Diese war bei den Wahlen im Oktober noch beim
Bundesgericht hängig. Die Meinungen zum neuen Verfahren waren geteilt. Das
Zuteilsverfahren nach Pukelsheim garantiere, dass jede Stimme gleichviel zähle, egal ob
die Stimme aus einer grossen oder kleinen Gemeinde stamme, was der Linken durchaus
zugutekäme, erwartete Jolanda Spiess (al-gp), wohingegen von rechts-bürgerlicher
Seite als ungerecht empfunden wurde, dass ein eigentlich in einer Gemeinde gewählter
Kandidierender einer Partei zu Gunsten einer Kandidatin einer Minderheit verzichten
müsse, obwohl diese Minderheit im entsprechenden Wahlkreis gar keinen Sitz erhalten
hätte. So würden die grossen Gemeinden den kleinen vorschreiben, wer für sie in den
Kantonsrat gehe, meinte etwa der Zuger Nationalrat und Wahlkampfleiter Gerhard
Pfister (cvp). Die Parteien schielten insbesondere auf die Wahlen in Nidwalden, die
ebenfalls neu mit dem Pukelsheim durchgeführt worden waren und der kleinen Linken
einen Erfolg beschert hatte. Allerdings war die Ausgangslage in Zug von jener in
Nidwalden verschieden. Prognosen waren deshalb schwierig und die allgemeine
Verunsicherung bei allen Parteien entsprechend gross. Von einem „Blindflug“ war gar
die Rede. 
Zu reden im Kanton gaben auch die zahlreichen Rücktritte während der Legislatur –
acht an der Zahl. Zwar gäbe es Gründe für einen vorzeitigen Rücktritt – so werde etwa
die zeitliche Belastung des politischen Mandats von vielen unterschätzt – die
Meinungen über taktische Kandidaturen, die einer Partei zu Stimmen verhelfen um
dann kurz nach den Wahlen in einen Rücktritt zu münden oder aber über die taktischen
Rücktritte kurz vor den Wahlen, um den Nachrückenden den Stempel „Bisheriger“ zu
verschaffen, gingen auseinander. Während die SP-Präsidentin Barbara Gysel diese als
Realität bezeichnete, waren sie für CVP-Präsident Martin Pfister ein No-Go. Insgesamt
traten 246 Kandidierende für die 80 Sitze im Kantonsrat (2010: 231 Kandidierende) an,
darunter 65 Frauen (26%). 
Die CVP kündigte früh an, um jeden Sitz kämpfen zu wollen, weil man aufgrund des
neuen Wahlverfahrens mit Verlusten rechnete. Die Christlichdemokraten sassen seit
den Wahlen 2010 mit 23 Vertreterinnen und Vertretern im Kantonsrat. Ziel sei es,
stärkste Partei zu bleiben. Die CVP schickte 49 Kandidierende ins Rennen. Auch die FDP
sondierte bereits im Frühjahr 2014 mögliche Kandidierende, von denen sie dann 42
präsentierte. Für den Freisinn hiess das Motto, die Wählerstärke zu steigern, um mit
dem neuen Verfahren die bisherigen Sitze (20) halten zu können.  Auch die SVP (19
Sitze), die mit 44 Kandidierenden antrat, setzte hohe Ziele: man wolle nicht mehr nur
drittstärkste Partei sein. Zwar hätten die bürgerlichen Parteien zusammen 77% der
Wählerstimmen hinter sich, bürgerliche Politik müsse aber anders aussehen, was nur
mit einer stärkeren SVP umgesetzt werden könne, gab Parteipräsident Markus
Hürlimann zu Protokoll. Die Alternativen-die Grünen, in Zug die stärkste linke Kraft mit
acht Sitzen, die das neue Wahlverfahren mit am vehementesten gefordert hatten,
rechneten mit Sitzgewinnen. Ziel war, wieder Fraktionsgrösse (12 Sitze) zu erreichen,
wie dies bereits 2006 der Fall gewesen war. Die Partei trat als gemeinsame Liste aus
Grünen, Christlich Sozialen und Jungen Alternativen an, auf der insgesamt 50
Kandidierende figurierten. Dabei stellten die Alternativen nicht nur am meisten
Kandidierende, sondern die Liste war fast geschlechterparitätisch mit einem
Frauenanteil von 48%. Die SP erwartete nicht den gleichen Erfolg wie ihre Schwester in
Nidwalden und gab als Ziel den Status Quo (8 Sitze) an. Dies werde schon deshalb
schwierig genug, weil die SP mit dem alten System traditionellerweise gar nie in allen
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Gemeinden angetreten sei. Die SP trat als gemeinsame Liste aus SP, JUSO und SP-
Frauen mit insgesamt 31 Kandidierenden auf. Die Erwartungen der kleineren Parteien
waren ambivalent. Die GLP (bisher 2 Sitze) erhoffte sich dank des doppelten Pukelsheim
einen Sitzgewinn, den sie mit total 27 Kandidierenden realisieren wollte. Die Chancen
der erstmals mit 3 Kandidaten antretenden Piratenpartei, die neu eingeführte
Wahlhürde zu schaffen, wurden hingegen als gering eingeschätzt. Die grösste
Herausforderung für die kleinen und weniger verankerten Parteien SP, GLP und Piraten
war es, die Listen möglichst in allen Gemeinden zu füllen, was von den arrivierten
Parteien prompt als Gefahr für die Qualität des Kantonsparlamentes bezeichnet wurde.

Bei den Wahlen Anfang Oktober, bei denen sich 40,5% der Berechtigten beteiligten
(2010: 43,6%), zeigten sich die aufgrund der veränderten Ausgangslage erwarteten
Verschiebungen allerdings in überraschend geringem Umfang. Insbesondere die
Erwartung, dass der doppelte Pukelsheim tendenziell zu Sitzverlusten bei grossen
Parteien führe, wurde nur bedingt bestätigt. Zwar musste die FDP Federn lassen – sie
verlor zwei Sitze (neu: 18 Sitze) und büsste einen Prozentpunkt an Parteistärke ein (neu:
22,1%) – die CVP als stärkste Fraktion verlor aber lediglich einen Sitz (neu: 22 Sitze) und
konnte sogar leicht an Wählerstärke zulegen (neu: 26,8%; + 0,3 Prozentpunkte). Die SVP
konnte ihre 19 Sitze halten und stieg mit einem Wählerzuwachs um 0,9 Prozentpunkte
neu zur zweitstärksten Fraktion auf (neu: 23,6%). Auch im linken Lager waren die
Verschiebungen gering. Nicht die kleinere SP konnte vom neuen Wahlsystem profitieren
– sie gab im Gegenteil einen Sitz ab und kommt neu noch auf sieben Sitze (neu 9,3%) –
sondern die im Kanton Zug traditionell stärkeren Alternativen-die Grünen, die um zwei
Sitze zulegen konnten und neu zehn Sitze im Kantonsrat besetzen (neu: 12,8%), darunter
auch ein Sitz der CSP. Der Sitzverlust der SP wurde in den Medien auf einen taktischen
Fehler zurückgeführt, weil die SP in den kleinen Gemeinden Neuheim und Menzingen
nicht angetreten war. Vom doppelten Pukelsheim profitiert haben dürften die
Grünliberalen, die sich im Vergleich zu 2010 über eine Verdoppelung ihrer Mandate
freuen durften (neu: 4 Sitze). Definitiv keine Chance hatten die Piraten, die mit einem
Wähleranteil von 0,4% deutlich an der 3 bzw. 5-Prozent-Hürde scheiterten, was ihrem
juristischen Widerstand weiteren Auftrieb gab. 
Im Dezember wies dann allerdings auch das Bundesgericht die Beschwerde der
Piratenpartei ab. Zwar müsse man mit Sperrklauseln zurückhaltend sein – das
Bundesgericht hatte schon früher eine Obergrenze von 10 Prozent festgelegt – die 3
bzw. 5-Prozent-Hürde in Zug sei aber massvoll und könne der Gefahr einer
Effizienzbeeinträchtigung und Verkomplizierung des Ratsbetriebs durch zu viele kleine
Parteien begegnen. 1

Wahlen in kantonale Regierungen

Für die Zuger Regierung bewarben sich 10 Kandidierende, darunter alle sieben wieder
antretenden Bisherigen. Die CVP schickte neben den beiden amtierenden Peter
Hegglin (cvp) und Beat Villiger (cvp) den Kantonsrat Martin Pfister (cvp) ins Rennen. Der
Angriff der CVP, die Pfister für eine allfällige Nachfolge für den seit drei Legislaturen
amtierenden Hegglin aufbauen wollte, wurde teilweise auch als arrogant bezeichnet.
Die FDP trat mit Matthias Michel (fdp) und Urs Hürlimann (fdp) wieder an und auch die
SVP hatte sich die Verteidigung ihrer beiden von Heinz Tännler (svp) und Stephan
Schleiss (svp) besetzten Mandate zum Ziel gesetzt. Ihren Sitz gegen die bürgerliche
Übermacht verteidigen wollte auch die Alternativ-Grüne Manuela Weichelt. Die SP
versuchte mit Christina Bürgi Dellsberger (sp) ihren vor acht Jahren verlorenen Sitz
wieder zurückzuholen. Komplementiert wurde der Kandidatenreigen mit Stefan Thöni,
der für die Piratenpartei ins Rennen stieg. Erstmals wurden die Regierungswahlen
mittels Majorzverfahren durchgeführt. Ende 2013 hatten fast zwei Drittel der Zuger
Stimmberechtigten die Initiative „Ja zur Personenwahl“ gutgeheissen, was ein Ende der
119-jährigen traditionellen Proporzwahl bedeutete. Vor allem die CVP und die FDP,
unterstützt von der GLP, hatten sich für diese Reform stark gemacht, was ihnen prompt
den Vorwurf einbrachte, damit ihren Machtanspruch sichern zu wollen. Am meisten vor
dem neuen System zu zittern hatten die Grün-Alternativen als kleinste
Regierungspartei. Befürchtet wurde eine rein bürgerliche Regierung. Die Umstellung
des Systems nicht nur der Exekutivwahlen, sondern auch der Parlamentswahlen, die neu
nach dem doppelten Pukelsheim durchgeführt wurden, sowie der Umstand, dass
gleichzeitig Gemeindewahlen stattfanden – ebenfalls mittels dem neuen
Majorzwahlsystem – versetzte die Verwaltungen im Kanton Zug in Nervosität.
Erheblicher Mehraufwand wurde befürchtet, weil die Majorzwahlen nicht mehr mit
vorgedruckten Listen durchgeführt wurden. Die ausgeteilten leeren Wahlzettel nach
Namen durchzuschauen und ins System einzutragen benötigte wesentlich mehr
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freiwilliges Personal als früher. Nach einer langen Phase wirtschaftlicher Prosperität
musste auch im Kanton Zug der Gürtel enger geschnallt werden. Die niedrigen Steuern
hatten dazu geführt, dass die wachsenden Beiträge für den Finanzausgleich nicht mehr
bezahlt werden konnten.  
Bei den Wahlen am 6. Oktober wurden die sieben Amtierenden bestätigt. Am meisten
um die Wiederwahl zittern musste wie erwartet Justizdirektorin Manuela Weichelt (al-
gp), die letztlich mit 12'558 Stimmen nur sehr knapp vor Martin Pfister (cvp, 12'353
Stimmen) lag, der das absolute Mehr von 10'524 Stimmen zwar geschafft hätte, letztlich
aber als Achtplatzierter über die Klinge springen musste. Am meisten Stimmen erzielte
Peter Hegglin (cvp, 21'585 Stimmen). Bereits zum dritten Mal lag der amtierende
Präsident der schweizerischen Finanzdirektorenkonferenz zuoberst in der Wählergunst
und empfahl sich für seine vierte Amtsperiode. In der Presse wurde allerdings
gemutmasst, dass Hegglin sich dank seiner Beliebtheit auch für die eidgenössischen
Wahlen für ein nationales Amt, vorzugsweise den Ständerat, empfehle. Dies auch
deshalb, weil sein Parteikollege und Ständerat Peter Bieri (cvp) seinen Rücktritt bekannt
gegeben hatte. Hinter Hegglin folgten Matthias Michel (fdp, 19'828 Stimmen), Beat
Villiger (cvp, 18'479 Stimmen) und Urs Hürlimann (fdp, 18'342 Stimmen). Die beiden SVP-
Kandidierenden wurden weniger glanzvoll bestätigt: Heinz Tännler (svp), ebenfalls als
potenzieller Anwärter auf ein nationales Amt bezeichnet, wurde von 16'997 Zugerinnen
und Zugern gewählt, während Stephan Schleiss (svp) 14'610 Stimmen erzielte. Die SVP
erklärte das eher schlechte Abschneiden – eigentlich war man von einem Kopf-an-
Kopf-Rennen mit der CVP ausgegangen – mit dem Majorzwahlsystem, das der SVP nicht
so gut bekomme wie den Mitteparteien. Deutlich distanziert wurde Christina Bürgi
Dellsberger (sp), die lediglich 8'910 Stimmen machte. Mit der Entscheidung nichts zu
tun hatte auch Stefan Thöni (3'669 Stimmen). Insgesamt entschied sich die Zuger
Wählerschaft – die Stimmbeteiligung lag bei 42,6% – also für Stabilität. Viel zu reden
gab der hohe Anteil an ungültigen Stimmen: Fast 10% betrug dieser. Offenbar hatten
viele Stimmberechtigten statt des offiziellen Wahlzettels ein Beiblatt in die Urne gelegt,
auf dem das neue Wahlsystem mit einem Beispiel erklärt werden sollte: Aufgeführt
waren darauf alle Bisherigen. Bald regte sich nicht nur Unmut darüber, dass es offenbar
nicht gelungen war, die Wahlanleitung verständlich zu gestalten, sondern auch über den
Umstand, dass lange Zeit verstrich, bis die Regierung sich erklärte. Immerhin bestünde
die Möglichkeit, dass die Berücksichtigung der ungültigen Stimmen am sehr knappen
Vorsprung von Manuela Weichelt etwas ändern könnte. In der Folge wurden gleich zwei
Wahlbeschwerden eingereicht. Mitte November entschied das Zuger
Verwaltungsgericht, dass zwar keine Neuwahlen angesetzt, aber ein Grossteil der für
ungültig erklärten Stimmzettel (2'773 von 2'897) gezählt werden müsse. Am Resultat
änderte sich mit der Neuauszählung zwar substanziell nichts, der Vorsprung von
Weichelt wuchs allerdings von 205 auf 2'042 Stimmen an, was das Resultat letztlich
zusätzlich legitimiere, wie das Gericht argumentierte. Es sprach zudem eine Rüge gegen
die Staatskanzlei aus, die bei der Vorbereitung des Wahlmaterials nicht die nötige
Sorgfalt habe walten lassen. 2

Im Oktober 2018 standen im Kanton Zug neben der Wahl der Gemeindebehörden auch
die Wahlen in den Kantonsrat und in den siebenköpfigen Regierungsrat an. Anfang Jahr
wurde bekannt, dass die beiden Regierungsräte der FDP, Matthias Michel und Urs
Hürlimann, nicht zur Wiederwahl antreten würden. 
Im März präsentierte die Geschäftsleitung der freisinnigen Kantonalpartei einen Pool
von vier Anwärterinnen und Anwärtern, aus denen die FDP-Basis Anfang April zwei
Kandidierende auswählte. Die Basis entschied sich mit dem Parteipräsidenten und
Kantonsrat Andreas Hostettler und dem Kantonsrat und Fraktionschef Florian Weber
für ein reines Männerticket. Die zur Auswahl stehende Frau, die Steinhausener
Gemeinderätin Carina Brüngger landet mit hauchdünnem Abstand auf Platz drei, und
somit vor dem Gemeindepräsidenten aus Neuhausen, Roger Bosshart. 
Keine Vakanzen zeichneten sich hingegen bei der CVP und der SVP ab. Sowohl die
beiden amtierenden CVP-Regierungsräte Beat Villiger und Martin Pfister, als auch die
beiden Amtsinhaber der SVP, Heinz Tännler und Stephan Schleiss, wollten sich für eine
weitere Legislatur zur Verfügung stellen.
Eher überraschend war der gegen Ende April bekannt gegebene Entscheid der einzigen
Zuger Regierungsrätin und amtierenden Frau Landammann – Manuela Weichelt von den
Alternativen - die Grünen (ALG) –, bei den Regierungsratswahlen nicht erneut antreten
zu wollen. Da bisher lediglich Kandidaturen von Männern bekannt geworden waren –
neben dem FDP-Zweierticket und den Bisherigen liess sich auch der GLP-Kantonsrat
Daniel Stadlin portieren, der für seine Partei wegen der FDP-Doppelvakanz die Chance
auf einen Sitz witterte – machten sich Bedenken breit, dem Kanton Zug werde ab
Herbst als aktuell fünftem Kanton der Schweiz eine reine Männerregierung vorstehen.
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Am raschesten reagierte die CVP. Nur rund eine Woche nach der Rücktrittsankündigung
nominierten die CVP-Delegierten mit der Kantonsrätin Silvia Thalmann eine dritte
Kandidatur für die Regierungsratswahlen. Bereits im März hatten die Delegierten den
Parteivorstand ermächtigt, allenfalls noch eine dritte Person ins Rennen zu schicken, da
sie die Chancen auf einen zusätzlichen CVP-Sitz als intakt erachteten. Sowohl für den
Parteivorstand als auch für die Kandidatin habe die Überlegung, dass den Wählenden
auch eine Frau zur Auswahl stehen solle, zu diesem Entscheid geführt. 
Kurz darauf meldete sich der Vorstand der Grünen aus Steinhausen zu Wort. Man habe
entschieden, den Kantonsrat und Steinhausener Gemeinderat Andreas Hürlimann zur
Verteidigung des ALG-Sitzes aufzustellen. In der Folge entbrannte zwischen der ALG
und der SP ein sich in den Leserbriefspalten der Zuger Zeitung abspielendes Hin und
Her, das schliesslich darin gipfelte, dass die SP Ende Mai mit der Kantonsrätin und
Parteipräsidentin Barbara Gysel ebenfalls eine Kandidatur lancierte, um ihren vor 12
Jahren verloren gegangenen Sitz in der Regierung zurückzuerobern und um die
Wahrscheinlichkeit eines reinen Männergremium zu verkleinern. 
Die Männerdominanz gab auch innerhalb der FDP zu reden. Nach Bekanntgabe von
Weichelts Rücktritt waren die FDP-Frauen an die Kantonalpartei gelangt, um diese zu
einer dritten, mit einer Frau besetzten Kandidatur zu bewegen. Die Kantonalpartei
entschied daraufhin jedoch aus wahltaktischen Überlegungen, auf eine solche zu
verzichten. In den Augen der Freisinnigen stellte die dritte Kandidatur der CVP eine
Konkurrenz dar. Um die Chancen auf Halten der beiden parteieigenen Sitze zu
maximieren, fahre man mit einem Zweierticket am besten, so der Parteivorstand. Die
Freisinnigen waren indes nicht die einzigen, die um ihre Vertretung fürchten mussten:
Dass sich von linker Seite zwei Kandidierende präsentierten, wurde von Experten
aufgrund des eingeschränkten linken Wählerpotentials in Zug als riskant erachtet.
Nicht zuletzt sorgte nur wenige Tage vor den Regierungsratswahlen die «Auto-Affäre»
um den zur Wiederwahl antretenden CVP-Regierungsrat Beat Villiger für Schlagzeilen.
Das Online-Magazin Republik machte bekannt, dass die Zuger Staatsanwaltschaft wegen
Überlassen seines Fahrzeugs an eine Person ohne Führerschein im Juli 2017 gegen den
Zuger Regierungsrat ermittelt hatte. Villiger konnte sich dabei aber erfolgreich auf den
Standpunkt stellen, nichts von dem fehlenden Führerschein gewusst zu haben. Pikanter
war der Umstand, dass die Person im November desselben Jahres noch einmal ohne
Führerschein von der Polizei angehalten worden war, zu diesem Zeitpunkt aber einen
Kaufvertrag für das Auto vorlegte, der vor dem ersten Vorfall abgeschlossen worden
war. Villiger stand somit auch unter Verdacht, den Vertrag zurückdatiert zu haben, um
eine Strafuntersuchung abzuwenden. Das Nennen dieses zweiten Vorwurfs der
Urkundenfälschung war dem Magazin Republik aufgrund einer vom Bezirksgericht
Zürich verhängten superprovisorischen Verfügung untersagt worden. Trotzdem gelangte
der Vorwurf via andere Medien in Umlauf. Unterdessen waren die Strafuntersuchungen
jedoch eingestellt worden, da sich der Tatverdacht gegen Villiger nicht erhärtet hatte.
Am Wahlwochenende brach Villiger schliesslich via SonntagsBlick das Schweigen und
beichtete, dass es sich bei der bis dahin anonymen Person um eine ehemalige Affäre
handle.

Der Wahlsonntag vom 7. Oktober schaffte bereits im ersten Wahlgang Klarheit über die
zukünftigen Sitzverhältnisse im Zuger Regierungsrat. Am meisten Stimmen erhielten die
vier Bisherigen; allen voran Martin Pfister von der CVP (21'679) gefolgt von SVP-
Regierungsrat Heinz Tännler (19'042), CVP-Mann Beat Villiger (18'440) und dem zweiten
SVP-Vertreter, Stephan Schleiss (18'236). Mit 16'405 Stimmen erzielte die CVP-
Kandidatin Silvia Thalmann das fünftbeste Resultat. Mit Andreas Hostettler (15'148) und
Florian Weber (15'087) schafften auch die beiden Kandidaten der FDP den Einzug in den
Regierungsrat. Das absolute Mehr an Stimmen passierten zwar auch die SP-Kandidatin
Barbara Gysel (13'171) und der ALG-Kandidat Andreas Hürlimann (12'856), sie konnten
ihre bürgerlichen Kolleginnen und Kollegen jedoch nicht einholen. Der
Regierungsratskandidat der GLP, Daniel Stadlin, scheitert mit 9'622 Stimmen am
absoluten Mehr (11'407). 
Somit wird der Kanton Zug in der neuen Legislatur nicht von einem reinen
Männergremium, aber unter rein bürgerlicher Zusammensetzung regiert. Damit ist der
Kanton Uri aktuell der einzige Kanton in der Zentralschweiz, der den freiwilligen Proporz
mit einer linken Vertretung in der kantonalen Exekutive hochhält. Villiger gab sich nach
der Wahl aufgrund der «Auto-Affäre» Bedenkzeit, ob er die Wahl annehmen wolle.
Knappe zwei Wochen später entschied er sich dazu. 3
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Kantonale Ersatzwahlen

Suite à l'élection de Peter Hegglin (pdc) au Conseil des Etats, en octobre 2015, une
élection complémentaire à Zoug a du être organisée. En vue d’occuper le siège laissé
vacant du PDC, trois candidats sont entrés en course: Martin Pfister (pdc), Zari Dzaferi
(ps) et, pour le Parti Pirate, Stefan Thöni. Martin Pfister ainsi que le candidat du Parti
Pirate s’étaient déjà présenté lors des dernières élections régulières en 2014, mais
n’avaient pas pu obtenir de siège, bien que Pfister eût recueilli le nombre de voix
nécessaires. Les socialistes espéraient récupérer leur siège perdu en 2006.
L’Alternative-verte, présente au gouvernement avec la conseillère d’Etat Manuela
Weichelt-Picard, avait annoncé son soutien pour le candidat socialiste Zari Dzaferi,
dans l’espoir de renforcer la présence socialiste au sein du gouvernement.
Depuis 2014, le gouvernement est élu à la majorité absolue. Ainsi, le PDC a maintenu
son siège avec Martin Pfister, qui a obtenu cette majorité absolue (13'966 voix) avec
17'844 voix. Le candidat socialiste a recueilli 8'540 voix et le candidat du Parti Pirate
1'547 voix. Ainsi la composition du gouvernement reste-t-elle inchangée. 4

WAHLEN
DATUM: 17.01.2016
DIANE PORCELLANA

1) ZGZ, 7.8.13, 23.5., 2.6.14; NZZ, 19.6.14; ZGZ, 14.8., 18.8., 19.8., 21.8., 25.8., 27.8., 2.9., 5.9.14; NZZ, 25.9.14; ZGZ, 6.10.14; ZGZ,
8.10.14
2) ZGZ, 3.4.14; NZZ, 29.7.14; ZGZ, 9.8., 12.8., 16.8., 20.8., 28.8., 29.8., 1.9., 4.9., 6.9., 8.9.14; TA, 1.10.14; LZ, NZZ, TA, ZGZ,
6.10.14; ZGZ, 7.10.14; ZGZ, 8.10.14; NZZ, 9.10., 10.10.14
3) LZ, 18.1.18; ZGZ, 27.1., 14.3., 16.3., 20.3., 24.4.18; LZ, 3.5.18; ZGZ, 4.5., 5.5., 15.5., 16.5., 30.5., 5.6., 8.6., 31.7., 17.9.18; NZZ,
27.9.18; Blick, NZZ, SGT, ZGZ, 2.10.18; ZGZ, 3.10.18; LZ, TG, 6.10.18; So-Bli, 7.10.18; Blick, NZZ, TA, TG, ZGZ, 8.10.18; NZZ, TA,
ZGZ, 9.10.18; AZ, 19.10.18
4) ZGZ, 5.12.15, 16.1.16
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